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Deutſchland. 

Berlin, 24. Auguſt. In Betreff der neu erworbenen 
Länder billigt die Preſſe aller Parteifarben die Regierungspolitik: 
man erkennt allgemein die Nothwendigkeit eines Uebergangsſtadlums 
und vertraut, daß das proviſoriſche Verhältniß, weit entfernt zu 
einer Perſonal-Union zu führen, möglichſt ſchnell in das definitive 
der förmlichen Einverleibung übergehen werde. Von Wichtigkeit 
für den Uebergang der in Rede ſtehenden Länder in den preußt⸗ 
ſchen Staatsverband iſt auch das eben jo allgemeine Anerkenntniß, 
daß der von den Beamten den früheren Landesherren geleiſtete 
Dienfteid und eben ſo der Huldigungseid durch die neu geſchaffenen 
Verhältniſſe alle und jede bindende Kraft verloren hat. Die 
„Zeitung für Norddeutſchland“ geht auf dieſen Gegenſtand in gründ- 
licher und überzeugender Weiſe ein und hebt beſonders hervor, 
wie jene Eide nicht irgend einer Perſon, ſondern dem Landes- 
berrn als ſolchem geleiſtet ſind, ihre verpflichtende Kraft alſo 
mit dem thatſächlichen Aufhören dieſes Verhältniſſes nothwendig 
erliſcht. Es iſt nur zu wünſchen, daß alle Betheiligten in jenen 
Ländern, zumal in Hannover, dies klar erkennen und ſich durch die 
Agitationen der Adelspartei nicht beirren laſſen, welche ohne ſich 
ſelbſt dabei irgend einer Gefahr auszuſetzen, die Beamten 
anreizt der preußiſchen Regierung den Dienſt zu verſagen. — In 
Preußen iſt es wohl nur eine Stimme in der Wüſte, wie die Ja- 
cobl's, welcher ſich gegen den neuen Ländererwerb überhaupt er- 
klärt. Dieſer Erklärung gegenüber finden ſelbſt redikale Blätter, 
wie die „B. Reform“, daß Jacobi denn doch zu abſtrakt und einſeitig 
urtheile und hierin keineswegs die Mehrzahl der Volkspartei vertrat. 
Geſtern ſoll nunmehr wirklich der Friede zwiſchen Preußen und 
Oeſterreich unterzeichnet ſein. Mit Würtemberg iſt der Friedens- 
vertrag am 13., mit Baden am 17., mit Balern am 22. unter- 
zeichnet worden. Neben dem ſchon anderweitig Bekannten iſt da- 
bei auch die Abſchaffung der Schifffahrtsabgaben auf dem Rheine 
zwiſchen den deutſchen Uferſtaaten ſtipulirt. Der Zollverein bleibt 
zunächſt mit ſechsmonatlicher Kündigung beſtehen; nach erfolgter 
Ratifikation der Friedens - Inſtrumente treten Bevollmächtigte zu- 
ſammen, um wegen vollſtändig neuer Regulirung der Zollvereind- 
Verhältniſſe, ſowie gleichzeitig wegen Weiterentwickelung der den 
Perjonen- und Frachtverkehr auf den Eiſenbahnen betreffenden Be- 
ſtimmungen zu unterhandeln. — Ueber den Sinn und die 
Bedeutung der den ſüddeutſchen Staaten und namentlich Batern 
gewährten milden Friedensbedingungen, habe ich ſchon geſtern 
eingehender berichtet. Daß Frankreich darauf eingewirkt, und Hr. 
v. d. Pfordten vorgeſtellt haben ſoll, das „Hinweggehen über die 
Wünſche und Bebürfnifje Baterns werde ſowohl dieſer Staat als 
ganz Süddeutſchland in den Vorkommniſſen der Zukunft zu den 
Feinden Deutſchlands und Preußens hinüberdrängen“, iſt durchaus 
unrichtig. Frankreich hat ſich gar nicht in die Sache gemiſcht, 
und der bairiſche Premier nichts der Art geäußert. — Die beim 
Ausbruche des Krieges angeordnete bekannte Einſchaltung in das 
ſonntägliche Kürchengebet kommt auf Anordnung des evangeli- 
ſchen Oberkirchenraths von jetzt ab wieder in Wegfall. 

Berlin, 25. Auguſt. Der König nahm am Freitag Vor- 
mittags die Vorträge des Polizei⸗Präſtdenten v. Bernuth und des 
Chefs des Militair-Kabinets v. Treskow entgegen, und beſichtigte 
alsdann um 11 Uhr, umgeben von den Prinzen Carl, Adalbert 
und Georg und gefolgt von der Generalität, den General- und 
Flügeladjutanten ꝛc. unter den Linien die vierten Bataillone des 
Garde⸗Füſilier⸗Regiments, des Kalſer Alexander - und des Kaiſer 
Franz-Garde-Grenadier-Regimentes und die Erſatzmannſchaften der 
Garde-Infanterie, der Garde-Kavallerie, der Garde-Artillerie und 
des Garde-Trains mit den Fahrzeugen. Der Vorbeimarſch erfolgte 
an der Blücher⸗Statue und die Parade kommandirte der General 
von Griesheim. Bei dieſer Beſichtigung erſchien der König auf 
der Rappſtute, welche er in der Schlacht bei Sadowa von Morgen 
bis Abend geritten hatte und die deshalb zum Andenken an den 
Tag den Namen „Sadowa“ erhalten hat. Das Dejeuner dauerte 
bis gegen 2 Uhr und machte darauf der König eine Ausfahrt. 
Nach einer Konferenz mit dem Geheimrath v. Savigny hielt der 
Miniſterpräſtdent Graf Bismarck Vortrag, welcher von ½1 Uhr 
an im auswärzigen Amte eine Miniſter-Konferenz abgehalten hatte. 

— Die „N. P. Z.“ ſchreibt: Die Zollvereineverträge wer- 
den Baiern gegenüber auch ferner, aber mit ſechsmonatlicher Kün⸗ 
digung ihre Gültigfeit bebalten. Ueber die fernere Regelung der 
Zollvereinsverhältniſſe und die beſſere Regelung des Perfonen- und 
Güterverkehrs auf den Eiſenbahnen ſollen beſondere Verhandlungen 
eröffnet werden. 

Die Erhebung der Schifffahrtsabgaben 
wird künftig in Wegfall kommen. 

Mit Oeſterreich find die Friedensverhandlungen dem Ab- 
ſchluſſe naht. 

— Der König hat dem General-Feldmarſchall Grafen Wran- 
gel an dem Tage, an welchem er vor 70 Jahren in die Armee 
eintrat, den Kronen-Orden 1. Klaſſe mit Schwertern an dem 

maille-Bande des Rothen Adler-Ordens verliehen, und gleichzeitig 
ale Geſchenk ſein lebensgroßes Bildniß, in einem prachtvollen Rah- 
men, von dem Hofvergolder Noack angefertigt, hinzugefügt. Außer- 
dem hat der König befohlen, daß das oſtpreußiſche Küraſſier-Re⸗ 
giment Nr. 3 nunmehr den Namen „Graf Wrangel“ führen ſoll. 

In militäriſchen Kreiſen erwartet man, nach Mittheilung des 
Publ.“, bei dem bevorſtehenden umfangreichen Avancement ꝛc. für 

uszeichnung vor dem Feinde mit großer Beſtimmtheit die Erhe- 
ung einiger Generale zu der höchſten Würde eines Feldmarſchalls, 
orunter ſich auch ein an die Kampagne betheiligt geweſener deut- 
D Fürſt befinden ſoll. Ebenſo wäre die Charge eines General- 
Miarſten der Infanterie (in gleichem Range eines Marſchalls) einem 
Ügliede des Königlichen Hauſes vorbehalten. Bekanntlich find 


auf dem Rheine 
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grundſätzlich Prinzen der Königlichen Familie von Verleihung der 


Jeldmarſchallswürde J ausgeſchloſſen. 
— Seit Beginn des 


ſtimmte Höhe bemeſſen iſt. 


— Die Militär-Bldungs-Anfalten werden mit dem J. Ol⸗ 
tober d. J. ihre gewöhnliche Thätigkeit wieder aufnehmen, ſo die 


hieſige Kriegs-Akademie, die vereinigte Artillerie- und Ingenieur- 
Schule, wofür bereits die erforderlichen Lehr- und Inſpektionskräfte 
beſtimmt find. Das hieſige 
Wahlſtadt in Schlefien einſtweilen zum Aufenthalte und die obere 
Aufſicht führt hier der Gen 

— Seitdem es beſtimmt iſt, daß der feierliche Einzug unſerer 
Truppen durch das Brandenburger Thor erfolgt, iſt man eifrigſt 
bemüht, ſich für dieſen Tag Fenſter in den Häuſern Unter den Lin- 
den zu ſichern, und ve keen deren Preis bedeutend in die 


Höhe getrieben. Für zwei Fenſter find bereits 100 Thlr. bezahlt 
worden. 1 11 

— Seit Kurzem hält ſich hier ein hochſtehender ruſſiſcher Ju- 
riſt, der Wirkl. Geh. Staatzrath und Präſident des Warſchauer 
Obergerichts, v. Ivaniſcheff, auf, um das preußſſche Gerichtsver⸗ 
fahren aus eigener Anſchauung kennen zu lernen. : 

— In Kurheſſen jolen namentlich die Geiſtlichen, nicht nur 
katholiſchen, ſondern auch evchügeliſchen Glaubens, im Stillen gegen 
die Einverleibung Kurheſſens in Preußen agitren. (2) 

— Eine in Hannover zrſchlenene, gegen die Einverleibung 
dieſes Landes in Preußen getichtete Broſchüre iſt vielen preußiſchen 
Landtags-Abgeordneten zugegüngen 

— Unmittelbar nach K 
des an Preußen hat der He 
als preußiſcher General dem 
ßiſchen Armee notiſizirt und 
phäliſchen Ula nen-Regiments 

— Aus Wien ſchreibt 
beſprochene Dlözeſanfrage w 
wahrſcheinlich nur die allg 


itnißnahme der Annexion ſeines Lan- 
von Naſſau in ſeiner Eigenſchaft 
nig ſeinen Austritt aus der preu- 
njo der Würde als Chef des weils 
5 entjagt. 

der „Köln. Ztg.“: Ueber die oft 
jer Friedensvertrag mit Oeſterreich 
prinzipielle Bemerkung enthalten, 
daß zwiſchen dem biſchöfliche engel von Breslau und den erz- 
biſchöflichen Spengeln von; und Olmütz ein Gebletsaustauſch 
Rattfinden werde. Die speziellen Beſtimmungen dieſes Austauſches, 
der das jetzige Uebergreifen der einzelnen Sprengel in den Nach- 
barſtaat verhindern ſoll, werden ſpäter von einer beſonderen, aus 
geiſtlichen und Adminiftrativ-Beamten gemiſchten Kommiſſion feſt⸗ 
geſetzt werden. 

— Der zweite Kriminalſenat des Obertribunals hat kürzlich 
über die Zeugnißpflicht der Zettungs-Redakteure wieder einen wich- 
tigen Beſchluß gefaßt. Durch die Beſchlüſſe des Kreisgerichts und 
des Apellationsgerichts war die Klage eines Staatsanwalts auf 
Ungültigkeitserklärung einer Che zurückgewieſen. Unmittelbar dar— 
auf wurden die Verhandlungen hierüber in einer Weiſe durch die 
Zeitung veröffentlicht, welche nothwendig die Verletzung der Amts- 
verſchwiegenheit eines Gerichtsbeamten oder eines Beamten der 
Staatsanwaltſchaft vorausſeßten. Dies veranlaßte die Staats— 
anwaltſchaft zur Verfolgung des Disziplinarvorgehens beim Gericht, 
die Vernehmung des Redakteurs als Zeugen über die Perſon des 
Einfenders zu beantragen; die Gerichte erſter und zweiter Inſtanz 
wieſen aber die Vernehmung ab. Auf die Beſchwerde der Ober- 
ſtaatsanwaltſchaft hat nun aber das Obertribunal die Vernehmung 
angeordnet. . 

— Geſtern Vormittag hatte die Kommiſſton zur Prüfung 
des Wahlgeſetzes für den Reichstag des norddeutſchen Bundes ihre 
dritte Sitzung, welcher als Regierungs-Kommiſſare der Wirkliche 
Legationsſekretär Hepke und für das Miniſterium des Innern der 
Abgeordnete Graf zu Eulenburg beiwohnten. Die Verleſung des 
Protokolls der letzten Sitzung gab zuvörderſt zu elner Kontroverſe 
Anlaß, deren endgültige Entſcheidung bis zur definitiven Feſtſtellung 
des ganzen Geſetzentwurfes vertagt worden iſt. Es war nämlich 
das Alinea 2 des §. 4: „Verbüßte oder durch Begnadigung er- 
laſſene Strafen wegen politiſcher Verbrechen ſchließen von der Wahl 
nicht aus“ in der Faſſung der Regierungsvorlage angenommen und 
dleſe Thatſache zugleich mit der von dem Vorſitzendeu, Abgevrdneten 
Simfon, hinzugefügten Interpretation in das Protokoll übergegan- 
gen, daß auch Ehrenſtrafen von der Wahl nicht ausſchließen. Nicht 
in das Protokoll aufgenommen war aber die widerſprechende Auf- 
faſſung des Regierungs- Kommiſſare, Grafen zu Eulenburg, daß 
nach der Anſicht der Reglerung der Verluſt der Ehrenrechte aller- 
dings von der Wahl ausſchließe. Diefe Differenz wird, wie ge- 
jagt, erſt ſpäter ihre Erledigung finden. Alsdann ging die Dis- 
kuſſton über zu dem §. 5 („Perſonen, die ein öffentliches Amt be- 
kleiden, bedürfen zum Eintritt in den Reichstag keines Urlaubs“). 
Dazu hat der Referent, Abgeordnete Tweſten, folgenden Zufag 
beantragt: „Der Reichstag prüft die Vollmachten ſeiner Mitglieder 
und entſcheidet über ihre Zulaſſung. Er regelt ſeine Geſchäfts⸗ 
ordnung und Disziplin. Kein Mitglied des Reichstags darf wegen 
der in Ausübung ſeines Berufes gethanen Aeußerungen oder wegen 
feiner Abſtimmungen außerhalb der Verſammlung zur Verantwor- 
tung gezogen werden.“  Regierungs-Kommiffar Graf zu Eulen- 
burg: Die Regierung erachte eine ſolche Stellung der Verſamm- 
lung und der einzelnen Abgeordeten als ſelbſtverſtändlich, balte 
aber das Wahlgeſetz nicht für die geeignete Stelle, ſolche Beſtim⸗ 
mungen auszuſprechen. Die Meinungs- Verſchledenbeit zwiſchen der 
Regierung und der Vertretung des Landes habe ſich nur auf das 
Recht, Privatinzurien zu verfolgen, bezogen. Beſtimmungen, wle 


zeitung. 


Abendblatt. Sonnabend, den 28. Auguſt. 


ieges war der Andrang junger Leute 
zum einjährigen Freiwilligen Dienſt bei den verſchledenen Erſatz⸗ 
Truppentheilen ein jo ſtarker, daß, wie der „Publiciſt“ meldet, mit 
Eintritt der Friedensverhältnſſſe nunmehr fi Meldende auf längere 
Zelt abgewieſen werden müſſen, da unter den gewöhnlichen Ver⸗ 
hältniſſen die Zahl bei den einzelnen Batatllonen nur auf eine be⸗ 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 


monatlich 12 ½ Sgr.; 
für Preußen viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 


1866. 
————ů— 


die vorgeſchlagenen, gehörten in die Verfaſſung. Auch ſel zu er- 
wägen, daß die Verfaſſungsbeſtimmungen in Betreff der beſchränkten 
und unbeſchränkten Redefreiheit in den verſchledenen deutſchen 
Staaten verſchieden ſeien, und daß es fi hier darum handle, 
ein für alle Staaten gültiges Wahlgeſetz abzufaſſen. Für 
das Amendement Tweſten erklärten ſich die Abgg. Groote, Lette, 
Frech, John (Labiau) und Löwe, weil die neue Verſammlung zu⸗ 
ſammentrete ohne die Grundlage einer Verfaſſung, in welcher die 
nothwendige Rechtsgarantle gegeben jet. Der Abg. Lette berührte 
die Frage in Betreff der Stellvertretungskoſten der Abgeordneten 
und wies auf das Bedenkliche der Wlederkehr derſelben Uebelſtände 
hin, welche im Kreiſe der preußiſchen Landesvertretung empfunden 
worden find. Der Reg.⸗Kommiſſar Hepke wies dieſes Mißtrauen, 
das aus den preußlſchen parlamentariſchen Erlebniffen hervorgegan⸗ 
gen, als für den Reichstag nicht zutreffend zurück, und es dürfe 
auf die Stimmung der übrigen deutſchen Staaten nicht übertragen 
werden. Abg. Löwe: Gerade mit Rückſicht auf die annektirten 
Staaten, die nach der Rechtsauffaſſung der preußiſchen Regzlerung, 
und, wie er hier erfahren, vieler Rechtsgelehrten, durch die Be⸗ 
ſeitigung ihrer Fürſten auch ihre Verfaſſungen und damit das Or⸗ 
gan zur Geltendmachung des Rechtes verloren haben, habe das 
preußiſche Abgeordnetenhaus eine Ehrenpflicht dadurch zu üben, 
daß es für die volle Rechtsſicherbeit der neuen Verſammlung und 
ihrer Mitglieder Sorge trage. Der Abg. Reichenſperger ſprach 
ſich ſehr lebhaft und ausführlich zu Gunſten des Tweſten' chen 
Amendements aus und erinnerte daran, daß ja die Moglichkeit 
vorhanden ſei für nicht preußtſche Abgeordnete, von der preußtfchen 
Staatsanwaltſchaft für ihre Aeußerungen im Reichstage verfolgt 
zu werden. Der Vorſitzende, Abg. Simſon, ſchloß ſich dieſer 
Auffaſſung ebenfalls an und ſprach die Erwartung aus, daß das 
Staats miniſterium noch vor Erlaß des Wahlgeſetzes andere beftie⸗ 
digende Erklärungen in Betreff der verlangten Garantien abgeben 
werde. Er empfahl das Amendement und hielt ein beſonderes 
Geſetz neben dem Wahlgeſetz für überflüſſig. Bei der Abſtimmung 
wird §. 5 mit dem Amendement Tweſten angenommen. Zu $. 6, 
der von den Wahlkreiſen handelt, hat der Abg. Groote folgendes 
Amendement beantragt: „die Wahlbezirke müſſen mit den für die 
Wahlen zum Abgeordnetenhauſe gebildeten Wahlkreiſen zuſammen⸗ 
fallen.“ Der Reg. - Kommiſſar, Graf zu Eulenburg, bemerkte 
dazu, daß dle Regierung bei der Bildung der Wahlkreiſe für das 
Parlament ſich, ſoweit als möglich, an die für das Abgeordneten⸗ 


baus beſtehenden Wahlkreiſe anſchließen werde, daß aber die For⸗ 
uner- 


derung des Herrn Antragſtellers in ihrem vollen 
füllbar ſei, da in Preußen bisher 176 Wahlkreiſe exiſtirten und 
193 Abgeordnete für den Reichstag zu wählen feien. Es reſtiren 
jomit 17 Abgeordnete, für welche eine Modiftkation der beſte henden 
Wahlkreiſe unerläßlich jet. Schließlich wurde der §. 6 der Re⸗ 
gierungs-Vorlage mit Einſchaltung der geſperrt gedruckten Worte, 
die der Abg. Lette beantragte, ohne das Amendement Groote in 
folgender Faſſung angenommen: „Auf durchſchnittlich 100,000 Seelen 
der nach der letzten Volkszählung vorhandenen Bevölkerung iſt ein 
Abgeordneter zu wählen. Ein Ueberſchuß von wenigſtens 50,000 
Seelen der Geſammtbevölkerung des Staates wird vollen 100,000 
Seelen gleich gerechnet. Jeder Abgeordnete iſt in einem beſondern 
Wahlkreiſe zu wählen.“ Zu §. 7 („Die Wahlkreiſe werden zum 
Zwecke des Stimmabgebens in kleinere Bezirke eingetheilt“) wurden 
von den Abgg. Lette, Hinrichs und Groote Amendements beantragt, 
um die Zahl der Wähler in den Wahlbezirken feſtzuſtellen. Gegen 
derartige Beſtimmungen erklärten ſich der Referent, Abg. Tweſten, 
die beiden Vorſitzenden Simſon und Löwe und der Abg. Ham- 
macher, weil ſie es für unmöglich hielten, dem tendenziöſen Einfluß 
der Beamten durch ſolche Beſtimmungen wirkſam entgegen zu treten, 
da von der Art der Ausführung derſelben doch ſchlleßlich Alles 
abhänge. Auch träfen die angeregten Bedenken eher bei der indl⸗ 
rekten, als bei der direkten Wahl zu. Reg. + Kommiffar Graf zu 
Eulenburg, erklärte, daß die Regierung fi auch bei der Einthel⸗ 
lung der Wahlbezirke für die Reichstagswahlen an die bereits be⸗ 


ſtehenden anzuſchließen Willens jet, aber die Frage noch nicht als 


abgeſchloſſen betrachte. Die beſtehenden Bezirke ſchwankten zwiſchen 
760 und 1750 Wählern. In Belgien ſeien die Bezirke nicht 
unter 200 und nicht über 600 Wähler ſtark. Die Kommiſſton 
lehnte ſchließlich ſümmtliche Amendements ab und nahm den $. 7 
der Vorlage unverändert an. Schluß der Sitzung 2 Uhr. 

— Der Bericht der Budgetkommiſſion über dle Vorlage, be⸗ 
treffend die Indemnität und den Kredit von 154 Millionen für 
das Jahr 1866 iſt durch den Referenten Abg. Tweſten jo weit 
gefördert, daß er in den erſten Tagen der nächſten Woche zur 
Vertheilung kommen und die Diskuſſton im Plenum am Schluſſe 
derſelben Woche ſtattfinden kann. Unſerm letzten Bericht über die 
Sitzung der Budgetkommiſſion vom 21. d. M. fügen wir ergän- 
zend noch folgendes zu: Der Abg. Krieger (Berlin) regte die 
Frage an, ob die im Amendement Tweſten Art. I. in Bezug ge⸗ 
nommene Ueberſicht der Iſt-Einnahme und Ausgabe für die Jahre 
186265 zuvor einer Prüfung durch eine Subkommiſſton zu un⸗ 
terziehen ſei, wofür ſich im Fall der Annahme des Tweſten'ſchen 
Vorſchlages die Abgg. Dr. Virchow u. A. ausſprachen. Der Abg. 
Krieger ließ jedoch das erhobene Bedenken fallen, da ſich ergab, 
daß die fraglichen Ueberſichten, und zwar einſchlleßlich des Jahres 
1865, lediglich rechnungsmäßig feſtgeſtellte Zahlen enthielten. 

— Am Donnerſtag Nachmittag 3 Uhr iſt Seitens des Prä⸗ 
ſidiums des Abgeordnetenhauſes bei dem Könige angefragt worden, 
wann die Uleberreichung der Adreſſe des Hauſes ſtattfinden dürfe. 
Bis geſtern Mittag hatte das Präſidium noch keine Mittheilung des⸗ 


halb erhalten; doch nimmt man an, daß die Deputation am Sonn⸗ 


tag empfangen wird. 
— Die beſondere Kommiſſion für die Kreditforderung von 


mit Botenlohn vierte. 1 Thlr. 7 Sgr. 


vilkommiſſariat ſich befanden, in Ausficht genommen worden. 


60 Milltonen hat noch keine Sitzung gehabt und außer der be⸗ 
kannten Vorlage noch keine Mittheilung über die Motive der For- 
derungen und den Umfang des Bedarfes erhalten, ohne welche die 
Kommiſſton ihre Arbeiten ſchwerlich beginnen kann. Nach einer 
Aeußerung des Finanzminiſters hat ſich die Regierung ihre bezüg⸗ 
lichen Schritte bis dahin vorbehalten, daß die Indemnitäts⸗ und 
Kreditvorlage für 1866 vom Abgeordnetenhauſe genehmigt find. 

Hadersleben, 20. Auguſt. Der Kommandant der Gen- 
darmerie hat ſich in Begleitung eines Gendarmerle⸗Ofſiziers hier 
einige Tage aufgehalten und von hier eine Inſpektionsreiſe längs 
Schleswigs Nordgrenze angetreten. — Dem Vernehmen nach wer- 
den folgende Kirchſpiele in der Nordweſtecke des Amtes Haders⸗ 
leben bei einer eventuellen Abſtimmung in Betracht kommen: Hjer⸗ 
ting, Skrave, Hügum, Lintrup, Kalslund, Fohl, Oeſterlinnet, Hol⸗ 
rup, Spandet, Reisbye, Roagger und Hvidding. 

Dresden, 23. Auguſt. Die geſtrigen Dresdener Nachrich⸗ 
ten enthalten eine, wie es ſcheint, halboffizielle Erwiderung gegen 
die in mehreren Blättern, der Kölniſchen, Deutſchen Allgemeinen 
und Ihrer Zeitung enthaltenen Angaben über die Exiſtenz und das 
Treiben einer Hof-Eamarilla, ohne jedoch etwas Thatſächliches für 
dieſe gegentheilige Behauptung anführen zu können. Glücklicher⸗ 
weiſe ſtehen übrigens die Verhältniſſe ſo, daß durch ein ſolches 
Treiben keine Aenderung in dem Gange der großen Politik herbei- 
geführt werden kann. In der Provinz beginnt es ſich zu regen. 
Erſt in den letzten Tagen war wieder in Frankenberg eine Ver⸗ 
ſammlung von Bürgern zuſammengetreten, welche ſich für den Ein- 
tritt Sachſens in den Bund, Theilnahme am Parlament, Einfüh- 
rung des Einkammerſyſtems in Sachſen ohne ſtändiſche Gliederung, 
Reorganiſation des Gemeindeweſens ausſprach. Die am 26. in 
Leipzig ſtattfindende Verſammlung der llberal-nationalen Partei 
wird ebenfalls auf die öffentliche Stimmung des Landes von Ein- 
fluß ſein, welches doch allmälig zu der Anſicht kommt, daß die 
von den Beuſt'ſchen Organen vielgeſchmähte Pfefferſackpolitik Leip⸗ 
zigs die allein richtige und den Landesintereſſen entſprechende war. 
Das Verfahren des Leipziger Polizei-Direltors Metzler gegen die 
jüngſten Verſammlungen der dortigen Liberalen, und die perfide 
Haltung deſſelben, der privatim die Verſammlung unbehindert zu- 
laſſen zu wollen verſprach, nachher aber trotzdem ihr Zuſtandekom⸗ 
men verbot, hat gerechtes Aufſehen erregt. Metzler gehörte vor 


der Märzrevolution zu den liberalen Phraſenmachern und Schreiern, 


die die Gelegenheit benutzten, in den Staatsdienſt überzutreten 
und trotz des Verfaſſungsbruches und der Reaktion in demſelben 
zu verbleiben. Seitens des Civil⸗Kommiſſariats iſt, wie man hört, 
die Veranſtaltung in umfaſſendſter Weiſe getroffen, um Herrn 
Metzler und Genoſſen die Wiederholung ähnlicher Handlungsweiſe 
zu erſparen. Verſchiedene theils effektuirte, theils in der Vorberei- 
tung begriffene Maßregeln deuten bereits darauf hin, daß Dres- 
den der permanente Sitz des preußiſchen Militärgouvernements 
bleiben wird, und daß die Hoffnungen der Hofpartei, Dresden 
wenigſtens von preußiſcher Beſatzung fern zu halten, vergeblich ſind. 


Dem Vernehmen nach iſt ſogar die Erwerbung des Hotel Bellevue, 


in welchem bereits ſeither das Militärgouvernement und das Ci- 
ilko Die 
Forderung für dieſes große Gebäude ſoll 400,000 Tylr. betragen. 
Die Reiſenden würden es gewiß ungern ſehen, wenn dieſes Eta⸗ 
bliſſement, welches durch ſeine reizende Lage und ſeinen Comfort 


ſo wohl bekannt iſt, dem Privatverkehr entzogen würde. 


Leipzig, 23. Auguſt. Der preußische Civiltommiſſar von 
Wurmb hat den bisherigen Kreisdirektor (Regierungs⸗Präſidenten) 


v. Burgsdorf von ſeinem Amte ſuspendirt. 
Schmalkalden (Kurh. Enclave in Thüringen), 21. Au⸗ 


guſt. Zur Vollendung der Beſetzung Kurheſſens rückte am 17. d. 


eine Kompagnie des 30. preußiſchen Regiments hier ein, um die 
Enclave Schmalkalden vor der im preußiſchen Landtage erklärten 
Einverleibung Kurheſſens beſetzt zu haben. Die Truppen fanden 
hier eine freundliche Aufnahme und werden aufs Beſte verpflegt. 

Mainz, 23. Auguſt. In Angelegenheiten der kurheſſiſchen 
Armeediviſion iſt der Kommandeur des 3. Regiments, Oberſtlieu⸗ 
tenant von Biſchofshauſen, vorgeſtern nach Berlin abgereiſt. Nach 
deſſen Zurückkunft wird der Abzug der Truppen beginnen. Vorerſt 
werden dieſelben wahrſcheinlich in ihr Heimathland zurückgehen. 
Die vollſtändige Mobilifirung der Divifion tft nie zu Stande ge- 
kommen, indem das Eintreffen der Reſerviſten, die Effektirung der 
Lieferungen, das Beibringen der Remontepferde ꝛc. durch das 
raſche Eindringen des preußiſchen Heeres vereitelt wurde. Mit 
dem Abzug der kurheſſiſchen Armeediviſion entſteht eine bedeutende 
Lücke in der Beſatzung der Feſtung, welche ſchon gegenwärtig 
nicht viel über die Stärke vor dem Kriege betragen. Ebenſo 
wird das kleine Korps naſſauiſcher Truppen, welches bereits 
geſtern ſeinen Auflöſungs Prozeß mit der Verſteigerung ſeiner 
Pferde begonnen hat, abziehen und die jetzt ſchon leerſtehen⸗ 
den prächtigen Kaſernen auf die Beſatzung der Zukunft warten. 
Kaſtell geginnt man langſam zu räumen, und nach guten Quellen 
ſoll der Einzug der preußiſchen Truppen in der vorläufigen Stärke 
von 3 Regimentern in den letzten Tagen dieſes Monats bevor- 
ſtehen. Unſern Ultramontanen will dieſe Wendung der Dinge 
natürlich nicht in den Kopf, und das „Abendblatt“ begreift nicht, 
„wie ſüddeutſches Gebiet von norddeutſchen Truppen beſetzt wer⸗ 
den könne.“ 

Ausland. 

Paris, 21. Auguſt. Die Verſuche mit neuen Geſchoſſen 
werden fortgeſetzt, nicht bloß mit Handfeuerwaffen. In Meudon 
werden Verſuche mit einer Kanone angeſtellt, welche zwölf Schüſſe 
in der Minute abfeuert, und mit Bomben von einer ganz neuen 
Einrichtung. Die Bereitung wird ſehr geheim gehalten und ſelbſt 
die dabei beſchäftigten Feuerwerker können fi in Folge der Thei⸗ 
lung der Arbeit nicht von dem Weſen des neuen Wurfgeſchoſſes 
Rechenſchaft geben. — Der Ausfall der diesjährigen Getreideernte 
wird auf nicht weniger als 32— 40 Prozent geſchätzt. Darnach 
eröffnet ſich für Frankreich die unerfreuliche Ausſicht 30—40 Mil- 
lionen Hektoliter Getreide zur Deckung des Bedarfs vom Auslande 
zu beziehen. Aus Vorſorge hat man bereits und zwar noch zu 
ziemlich mäßigen Preiſen, Aufkäufe in Deutſchland und Ungarn 
machen laſſen. Man ſegnet jetzt das Freihandelsſyſtem und dieſen 
Thatſachen gegenüber werden auch die letzten Feinde deſſelben zu 
beſſerer Einſicht gelangen. In Folge der lang anhaltenden Regen- 


güſſe iſt der Waſſerſtand der Seine augenblicklich ein ungewöhn⸗ 
lich hoher. 


nach Biarritz; die Vorbereitungen find fertig. 
Kalſer im Miniſterrathe wieder den Vorſitz, mit feiner Geſundheit 
geht es alſo beſſer. 


Paris, 22. Auguſt. Der Hof zieht zu Anfang Septembers 
Heute hatte der 


London, 23. Auguſt. Das Bankett zu Ehren des früheren 


En a von Jamaika fand geſtern Abend in Southampton 
tatt. 
Adels der Umgegend nahmen daran Theil, und der Mayor von 
Southampton präſtdirte. 
deren Theile der Stadt ein zahlreich beſuchtes Entrüftungs-Meeting 
unter dem Vorſitze von General Tryon abgehalten, worin Eyre's 
Verfahren in den ſtärkſten Reſolutionen verurtheilt wurde. 


Ungefähr hundert Mitglieder der Bürgerſchaft und des 


Zu derſelben Zeit wurde in einem an- 


— Mit außerordentlichen Lobeserhebungen kommentirt der 
„Globe“ Graf Bismarck's Rede für die Einverleibungsbill. Sie 
ſei voll Freimuth und Verſtand. Man ſehe, daß der preußiſche 
Staatsmann, der ſchon ſo kräftig für die Einigung Deutſchlands 
gewirkt, mit Maß und umſichtiger Würdigung der Thatſachen weiter 
wirken wolle. Wie er Sachſen und Süddeutſchland behandle, fo 
habe England Schottland behandelt und dort ſei es erfolgreich ge- 
weſen; well es einen andern Weg in Bezug auf Irland ein- 
ſchlug, habe es dort ein dauerndes Element der Schwäche und Un⸗ 
ruhe geſchaffen. 

— Seitdem bekannt geworden, daß bei den Gewehrprüfungen 
zu Paris in letzter Woche man ſich für das „Fusil Chassepot“ 
als für das vorzüglichſte, „überlegen jeder anderen franzöſtſchen 
und preußiſchen Waffe“, entſchieden, begehrt man auch hier neue 
Prüfungen, damit die in Angriff genommene Bewaffnung der eng⸗ 
liſchen Armee mit dem „Gewehr Snyder“ nicht ſpäter zu Ent⸗ 
täuſchungen führe. 

— Von den letzten Reform⸗Meetings erwähnen wir eines vor⸗ 
geſtern in dem Stadthauſe von Leeds abgehaltenen, das ſich für 
allgemeines Stimmrecht ausſprach und auch in Leeds eine Verbin- 
dung, um dieſes Ziel anzuſtreben beſchloß. — In Birmingham ift 
eine große Reform- Demonftration, welcher Bright belzuwohnen 
verſprochen hat, für nächſten Montag vorbereitet. — In Man- 
cheſter beabſichtiget man, im Oktober ein großes Reform- Bankett 
abzuhalten. 

Rom. In Civita-Vecchla find, wie die „Wiener Zeitung“ 
meldet, vor einigen Tagen zwei ſpaniſche Kriegsſchiffe eingetroffen. 
Ein Gerücht bringt die Ankunft derſelben mit der Frage einer all⸗ 
fälligen Ueberſiedlung des Königs Franz II. nach Spanien in Ver⸗ 
bindung. Auch eine franzöſſſche Korvette ift in Civita-Vecchla an⸗ 
gekommen. Sowohl an Bord derſelben, als auch an Bord meh 
rerer franzöſiſcher Meſſagerie-Dampfer ſind Kriegsmaterialirn, der 
franzöſiſchen Regierung gehörend, verladen worden. 

Kopenhagen, 21. Auguſt. Wie verlautet, wird in Dä- 
nemark die Einführung der allgemeinen Wehrpflicht vorbereitet und 
die Aufhebung des Stellvertretungsſyſtems. 

Aus Konſtantinopel find der „H. N.“ Nachrichten zu⸗ 
gegangen, welche eine unblutige Beilegung des Aufſtandes der Can⸗ 
dioten in Ausſicht ſtellen wollen. Hiernach beabſichtige die Pforte, 
Kreta an den Vice-König von Egypten zu verkaufen. Die Bewoh⸗ 
ner der Inſel ſollen damit einverſtanden fein, da Candia bereits 
fruher einmal unter egyptiſcher Oberhoheit ſtand und ſich einer 


milden Regierung zu erfreuen hatte. Der Divan ſei für das Pro- 


jekt um ſo mehr eingenommen, als einestheils die Verwaltung der 
Inſel größere Ausgaben erfordert, als ſie einbringt, und als an⸗ 
derntheils der Preis der Ceſſion ein ſehr bedeutender und bei den 
zerrütteten Finanzen willkommen ſein würde. Im Fall, daß ſich 
dieſe Nachrichten beſtätigen, würde es der Frage vorbehalten blei⸗ 
ben, wie ſich die griechiſche nationale Aufregung zu einem ſolchen 
Arrangement ſtellen wird. Andere Nachrichten wiſſen über das 
Projekt Nichts, vielmehr ſoll denſelben zufolge bereits ein Zufam- 
menſtoß der Truppen mit den Inſurgenten ſtattgefunden haben. 


Pommern. 

Stettin, 25. Auguſt. Dem Stettiner Hülfsvereiu ging 
nachfolgendes Schreiben zu: 

„Wenngleich ich den Herren des Comités bereits in Goltſch⸗ 
Jenickau meinen lebhaften Dank für die reichen Gaben, deren 
freundliche Ueberbringer die Herren waren, mündlich ausgeſprochen, 
jo fühle ich mich doch gedrungen, nachdem ich weiß, daß dieſe Ga⸗ 
ben ſämmtlich in die Hände der verſchiedenen Truppentheile gelangt 
find, nochmals im Namen der 3. Infanterie-Divifion den geehrten 
gütigen Gebern den herzlichſten Dank zuzurufen. 

Die Liebesgaben, ſo werthvoll ſie an und für ſich ſchon ſind, 
jo zeitgemäß und nützlich find fie beſonders im Kampf gegen bie 
todtbringende Epidemie geweſen, fie erhalten eine um ſo ſchönere 
Bedeutung als fle zugleich ein Zeugniß geben von dem innigen 
Bande, welches zwiſchen Volk und Heer im preußiſchen Lande be- 
ſteht, fie find ein wirkſames Mittel das Bewußtſein dieſer Zuſam⸗ 
mengehörigkeit rege zu erhalten, und in den Soldaten die ſchöne 
Ueberzeugung nicht erſterben zu laſſen, daß man daheim in treuer 
werkthätiger Liebe unſerer gedenkt, die wir ausgezogen ſind, nach 
beſten Kräften zu kämpfen, mit Gott für König und Vaterland. 

In dieſem Sinne haben wir Ihre reichen gütigen Gaben 
aufgenommen und ſagen Ihnen wiederholt unſern herzlichſten Dank. 

K.⸗Q., Weißwaſſer, den 18. Auguſt 1866. 

gez.: v. Werder. 
Generallieutenant und Kommandeur der 3. Infanterie - Divifion. 


— Durch ein irrthümliches Signal wurde heute Morgen ge⸗ 
gen 9 Uhr die Feuerwehr allarmirt. 

— Von geſtern bis heute ſind an der Cholera vom Civil 
im 1. Pol.-Rev. erkrankt, 1, geſtorben, 1; im 2. Rev. erkrankt, 1; 
im 3. Rev. reſp. 1 und 3; im 5. Rev. 4 und 5; vom Militär 
geſtorben, 1; zuſammen erkrankt 7, geſtorben 10. 


— (Außerordentliche Stadtverordneten Sitzung am 
24. Auguſt.) Der Magiſtrat theilt ein Schreiben des Oberbür ermeiſters 
Hering mit, worin dieſer anzeigt, daß zum 1. Juli 1867 feine Wahlperiode 
abläuft und das Weitere anheimſtellt. Die Verſammlung beſchließt, eine 
Kommiſſion von 8 Mitgliedern für dieſe Angelegenheit zu wählen. — Die 
in der vorigen Sitzung zur Herſtellung eines Weges von dem Ziegenthore 
bewilligten 120—150 Thaler werden erneuert der Oekonomie ⸗Depütation zur 
Dispoſition ſtellt, wenn auch der früher in Ausſicht 2a Pächter 
eines dort anzulegenden Lagerplatzes dieſen nicht übernehmen ſollte. — Die 
Finanz⸗Kommiſſion ſchlägt vor, die Stellvertretungskoſten mit monatlich 42 
Thaler für den zur Kammer einberufenen Oberlehrer Schmidt für die 
Fee Seſſion zwar noch zu bewilligen, für die Zukunft aber Überall 
eine Stellvertretungskoſten mehr zu gewähren. Nach langerer Debatte wird 


dieſer Kommiſſtonsantrag mit 21 gegen 20 Stimmen angenommen. — Der 
Magiſtrat ſchlägt vor, zum Empfange der heimkehrenden Truppen, bei Ge⸗ 
— 75 ihres Eunnarſches in die Stadt, dieſe feſtlich zu ſchücken, am 
Abend zu illuminiren und die Truppen ſelbſt feſtlich zu bewirthen, und 
beantragt, zu dieſem Zwecke: Mitglieder zu einem gemiſchten Feſt⸗Co⸗ 
mité, welches durch Bürger⸗Deputirte zu verſtärken fein würde, zu ernen⸗ 
nen und 6—8000 Thlr. zu bewilligen. Die Finanz⸗Kommiſſion befürwor 
tet dieſe Anträge, ſchlägt vor, 8 Mitglieder in das Comité zu wählen, ſtellt 
aber der Erwägung des Comité's anheim, ob nicht ein Unterſchied zu 
machen wäre, wenn die früher hier geſtandenen, und alſo bekannten Trup⸗ 
pen, oder wenn andere Truppen hierher kämen. Nach einiger Debatte wird 
der Antrag des Magiſtrats von der Verſammlung unbedingt mit großer 
Majorität angenommen. — Für einen ſtellvertretenden Arzt im ſtädtiſchen 
Krankenhauſe werden pro Tag 1 Thlr. Diäten bewilligt. — Dem Theater ⸗ 
Direktor Carlſchulz iſt auf drei Jahre eine jährliche Subvention von 2000 
Thlr. durch Gaslieferung zugeſichert, wenn kein Krieg eintritt. Der Ma⸗ 
iſtrat beantragt, ungeachtet des eingetretenen Krieges, dieſe Subvention 
4 — Die Finanz⸗Kommiſſton beantragt die Ablehnung dieſes 
Antrages. Nach längerer Debatte, in welcher mehrfach behauptet, daß 
durch die Subvention nicht der davon gehoffte Zuſtand des Theaters erzielt 
ſei, genehmigt die Verſamulung mit großer Majorität die weitere Bewilli 
ung. — Die Stadt⸗Schul⸗Deputation hat ein Gutach, en über die künftigen 
1 eines ſtädtiſchen Muſik⸗Direktors vorgelegt. Dennoch erklärt 
ch die Finanz-Kommiſſion gegen Anſtellung eines 15 en und Bewilligung 
der geforderten 300 / Gehalt. Die Majorität der Verſammluug geneh⸗ 
migt indeſſen fowohl die Anſtellung eines ſtädtiſchen Muſik⸗Direktors, als 
das Gehalt. — Als Schiedsmann für den Konigsbezirk wird Herr Karl 
ip ae wiedergzwählt, die Neuwahl für den ausſcheidenden Schiedsmann 
im Gertrudbezirk wird bis zur nicht⸗oͤffentlichen Sitzung vertagt. — Schließ 
lich wird die von der betreffenden Kommiſſion entworfene Beſchwerde an 
den Herrn Ober⸗Präſidenten wegen Nichtbeſtätigung der Herren Dr, Wolff 
und Keil zu Mitgliedern der Stadt-Schul-Deputtaiou verleſen und von der 
Verſammlung genehmigt. 
targard, 24. Auguſt. (Starg. Ztg.) Das 9. Regiment 
ſoll nach ſeiner bald zu erwartenden Rückkehr nur bie Michaelis 
hier in Garniſon bleiben, dann aber nach Schleswig-Holſtein oder 
Hannover verſetzt werden, während unſere künftige Garniſon in 
jenen neuerworbenen Landestheilen ausgehoben würde. So ſchrei⸗ 


ben höhere Offiziere an ihre Angehörigen. 


Menefle Nachrichten 

Dresden, 24. Auguſt, Nachm. Das „Dresdener Journal“ 
veröffentlicht einen Königlichen Erlaß, in welchem die Minifter an- 
gewieſen werden, auf ein ehrliches und freundliches Zuſammen⸗ 
gehen mit Preußen Bedacht zu nehmen. 

Trieſt, 24. Auguſt, Morgens. Die mit der Levantepoſt 
eingelaufenen Nachrichten aus Athen gehen bis zum 18. d. Mis. 
Der König hat den Geſandten der Schutzmächte erklärt, er könne 
nicht theilnahmloſer Zuſchauer der Lage bleiben, in welcher ſich die 
griechiſche Bevölkerung auf Kandia befindet. Der König erſuchte 
die Geſandten, von dieſer Erklärung ihren Regierungen Kenntniß 
zu geben. In Athen hat ſich aus den aus Kandia Gebürtigten 
eine patriotiſche Genoſſenſchaft gebildet. Der türkiſche Geſandte 
reklamirte hiergegen. Die Inſurgenten von Kandia haben dem 
General Kalergis den Oberbefehl angeboten, doch hat der König 
dieſem die erforderliche Ermächtigung nicht eher ertheilen wollen, 
als bis er vom Ergebniß der Schritte, welche bei den Schupmäd- 
ten gethan werden, unterrichtet ſein wird. Demonſtrationen, welche 
gegen die Türken in Patras verſucht wurden, ſind von den Be⸗ 
bördeu verhindert worden. 4 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

Berlin, 25. Auguſt, Mittage. Abgeordneten baus. 
Ein Schreiben Bismarcks zeigt an, daß der König beute Nach⸗ 
mittag 2 ½ Uhr die Adreß Deputation empfängt. Die Bank- 
vorlage und die oktroyrten Verordnungen werden, meiſt ohne De⸗ 
batte, angenommen. 
Wien, 24. Auguſt. Authentiſch: Der Friedensvertrag mit 
Preußen iſt geſtern Abend unterzeichnet und geht nach Wien zur 
Ratifikation ab. Nach der Auswechſelung der Ratiſikatlonen be⸗ 
ginnt die Räumung der beſetzten Landestheile. Zur gänzlichen 
Räumung Böhmens iſt eine dreiwöchentliche Friſt feſtgeſtellt. 


Schiffsberichte. 
Swinemünde, 24. Auguſt, Vormittags. Angekommene Schiffe: 
Nebbr 150% U. Regeſer von Königsberg. Wind: NO. Strom ausgehend. 
evier 6 N 


en, 25. Auguſt. Witterung: ſchoͤn. Tempera: + 20 N. 


Wind: SO. 
} An der Börfe 

Weizen flau, loco pr. 8öpfd. gelber neuer 68 —70 A bez, alter 
62—67 4 bez. 83—85pfd. gelber Auguſt 69%, % bez. u. Gd., Sep⸗ 
tember⸗Oktober 67 ½% % Br., 67%, bez. u. Gd., Oktober⸗November 
66½% K bei, Br. u. Go, November Dezember 65 „ bez., Frühjahr 
66½% M Br. u. Gd. 

Roggen matt, pr. 2000 Pfd. loco 42 ½, 43%, Ga be Auguſt, 
Auguſt⸗September u. September⸗Oktober 43% bez., —— 
43, 42°, K bez. u. Gd. November-Dezemder 42½ Kg bez., Frühjahr 
43, 43¾8, ½ & bez., Mai⸗Juni 43%, . Br. 

Gerſte Oderbruch loco 40½—39½ . bez., pr. 70pfd. ſchleſische 
September 40 * bez. u. Br., neue ſchleſ. 391, —41 5 A bez. 

Hafer ohne Umſatz. 

1 n loco 78—81½ & bez., September ⸗ Oktober 82 ,, 
A ez. 

üböl ſeſter, loco 12¼ % Br., Auguſt do., September - Oktober 
121,5 * Br., 12 Gd., Oktober⸗November 12½ % Br., 12 Gd. 

Spiritus matt, loco ohne Faß 14½ . bey, Auguſt⸗September 
und September⸗Oktober 133, 9 7 Del Frühjahr 14½, ½% 4 bez. 

andmarkt. 

Weizen 66 —70 , Roggen 42—44 , Gerſte 36 —40 , Erbſen 
48—53 7% per 25 Schffl., Hafer 24—26 er 26 Schffl., Stroh pr. 
Schock 7-8 K, Hen pr. Ctr. 10—15 Gr 4 ei; * 

Hamburg, 24. Auguſt. Getreidemarkt ganz unverändert und matt. 
Weizen per September-Oktober 5400 Pfd. netto 117 Bankothaler Br., 
117 Gd, pr. Oktober November 117 Br., 115 Gd. Roggen pr. Auguſt⸗ 
September 5000 Pfd. Brutto 72 Br., 71 Gd., pr. September Oktober 
13 Br. u. Od. Oel ruhig pr. Auguſt 26, pr. Oktober 26%. Kaffee leb⸗ 
var, 12,000 Sack Santos verkauſt. Zink 2000 tr. pr. September ⸗Okto⸗ 
ber zu 13% verkauft. Wetter ſehr ſchön, heiß. 


Beim Schluß des Blattes war unſere Berliner Depeſcht 
noch nicht eingetroffen. 


